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AndenHochschulenwird es
schwierig, die Abstände
einzuhalten. Darum fahren
sie denBetrieb im
Herbstsemester nur teilweise
hoch.RenéDonzé

Nachdem das letzte Semester an
den Universitäten und ETH on-
line zu Ende gegangen ist, sind ab
demHerbstsemester Vorlesungen
wieder erlaubt. Doch schon jetzt
ist klar: Diese werden nicht im
gleichen Umfang vor Ort statt-
finden wie vor Corona. Wie eine
Umfrage bei allen universitären
Hochschulen ergab, setzen diese
auf eine Mischung von Online-
Kursen und Präsenzunterricht.
Vor allem grössere Veranstaltun-
gen ohne viel Interaktionwerden
ins Internet verlagert.

Grund sind in erster Linie die
Distanzregeln, die in vielen
Labors undHörsälen nicht einge-
haltenwerden können. ETH-Rek-
torin Sarah Springman rechnet
damit, dass bloss etwa die Hälfte
der normalen Kapazität zur Ver-
fügung stehen wird. Dasselbe
sagt Yves Flückiger, Rektor der
Universität Genf und Präsident
der Rektorenkonferenz Swiss-
universities: Man strebe an, die
Hörsäle zu 50 Prozent zu füllen.

Aber selbst bei reduziertemBe-
trieb können die Abstandsregeln
nicht immer eingehaltenwerden.
Darum plant etwa die ETH den
Einbau von Trennelementen, zu-
demwill sie die Lüftung optimie-

ren. Auch eine Schutzmasken-
pflicht steht zur Diskussion:
«Masken können dazu beitragen,
das Ansteckungsrisiko zu senken.
Sie spielen in unserenÜberlegun-
gen eine grosse Rolle», sagt Rek-
torin Springman. «Wir bieten
lieber Präsenzveranstaltungen
mit Hygienemasken an als keine
Präsenzveranstaltungen.» Eine
Maskenpflicht für gewisse Fälle
planen auch die ETH Lausanne
sowie die Universitäten Zürich,
Basel und Bern. Diemeisten Unis
empfehlen zudem, die Tracing-
App zu installieren. Vorschreiben
können sie es nicht.

Die Umsicht ist berechtigt, wie
der Blick zurück zum Anfang der
Epidemie zeigt: So war die Uni-
versität Zürich einer der ersten
Infektionsherde in der Deutsch-

schweiz. Hier hatte einMathema-
tik-Doktorandmutmasslich wei-
tere Personen angesteckt. Und
ein Mitarbeiter des Zahnmedizi-
nischen Instituts kehrte mit
Corona von einem Weiterbil-
dungskongress zurück.

Auch wenn sie es nun behut-
sam angehen: Die Universitäten
sehnen die Rückkehr zum Prä-
senzunterricht herbei. Die Uni-
versität Freiburg spricht von
einem «grossen Mehrwert des
persönlichenAustauschs der Stu-
dierenden untereinander, aber
auchmit ihrenDozierenden.» Vor
allemkleinere Universitätenwol-
len den grössten Teil ihres Unter-
richts wieder vor Ort durchfüh-
ren. Die Uni Luzern plant ihren
Lehrbetrieb «so persönlich wie
möglich und so digital wie nötig».

Zwar melden die Hochschulen
auf Anfrage, dass die Umstellung
auf digital im März erstaunlich
gut funktioniert hatte, doch ohne
Not will niemand ausschliesslich
darauf setzen. Vielmehr werde
man die positiven Aspekte des
Fernunterrichts in die Lehre inte-
grieren, heisst es. Dazu gehören
etwa die örtliche und zeitliche
Unabhängigkeit und dieMöglich-
keit der Repetition. Im neuen
Semester werden darumdie Unis
ihre Kurse meist selbst dann auf-
zeichnen,wenndiese imPräsenz-
unterricht stattfinden. So können
auch Studenten, die zur Risiko-
gruppe gehören oder wegen Ein-
reiserestriktionen blockiert sind,
demUnterricht folgen.

UniversitätensetzenaufMasken
undOnline-Kurse

Künftig wird er auch wieder
Zuhörer vor Ort haben: Dozent
Dominik Gasser während einer
Online-Vorlesung in einem Hör-
saal der Uni Luzern. (16. 3. 2020)
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DieUmsicht ist
berechtigt: Die
Uni Zürichwar
einerder ersten
Infektionsherde.

Etappen des Lockdown

28. Februar
Der Bundesrat beschliesst die
besondere Lage. Veranstaltungen
mit über 1000 Personen sind ab
sofort verboten. Unter anderem
werden die Basler Fasnacht und
der Autosalon in Genf abgesagt.

13. März
Die Regierung kündigt die Schlies-
sung der Schulen auf Montag,
den 16. März, an. Veranstaltungen
ab 100 Personen sind verboten.
In Restaurants, Bars und Discos
dürfen sich höchstens noch 50
Personen aufhalten.

16. März
Bundespräsidentin Simonetta
Sommaruga erklärt die «ausser-
ordentliche Lage». Läden, Restau-
rants und Freizeitbetriebe müssen
schliessen. Der Lockdown gilt
auch für Schulen. Geöffnet blei-
ben nur Lebensmittelläden und
Gesundheitseinrichtungen.

27. April
Erster Öffnungsschritt: Coiffeure,
Baumärkte und Gartencenter dür-
fen den Betrieb mit Schutz-
konzepten wieder aufnehmen.

11. Mai
Läden, Restaurants, öffentliche
Märkte und Museen dürfen wie-

der öffnen. Der Unterricht in den
Primar- und Sekundarschulen
kann wieder vor Ort stattfinden.

6. Juni
Veranstaltungen mit bis 300 Per-
sonen sind wieder erlaubt. Berg-
bahnen, Campingplätze, Zoos und
Freizeitanlagen öffnen. Mittel-,
Berufs- und Hochschulen dürfen
ihren Unterricht aufnehmen.

15. Juni
Die Grenzen zu allen Staaten
innerhalb des EU/EFTA-Raums
werden vollständig geöffnet.
Unter anderem ist auch der Ein-
kaufstourismus nach Deutschland
oder Österreich wieder erlaubt.

19. Juni
Rückkehr von der ausserordent-
lichen in die besondere Lage. Die
Kantone erhalten mehr Mitspra-
cherecht und Gestaltungsspiel-
raum. Im öffentlichen Raumwird
der Mindestabstand von 2 auf 1,5
Meter reduziert. Restaurants dür-
fen ihre Tische näher zusammen-
rücken, zugleich wird die schweiz-
weite mitternächtliche Sperr-
stunde aufgehoben. Versammlun-
gen und Anlässe bis 1000 Perso-
nen sind wieder erlaubt. An Kund-
gebungen gilt eine Maskenpflicht,
im öffentlichen Verkehr bleibt der
Bundesrat diesbezüglich bei der
Empfehlung. Aufgehoben wird die
Empfehlung, möglichst von zu
Hause aus zu arbeiten.
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In der Corona-Krise hat der
Bund Hilfe in einmaliger Höhe
versprochen. Mittlerweile
zeigt sich, dass lange nicht
alles Geld gebraucht wird.
Daniel Friedli

Noch nie hat der Bund so viel
Geld in so kurzer Zeit gesprochen.
Über 70 Milliarden Franken ha-
ben Bundesrat und Parlament
bisher genehmigt, um die Folgen
der Corona-Krise zu lindern, teil-
weise nur als Darlehen, teilweise
als sofortige Ausgaben für Sozial-
versicherungen, Hilfsprogramme
oder Beschaffungen. Doch nun
zeigt sich, dass diese Hilfe an
vielen Orten nicht so teuer wird
wie zuerst gedacht.

Am augenfälligsten ist dies bei
den Krediten für notleidende Un-
ternehmen. 40 Milliarden Fran-
ken hat die Politik bewilligt, um
ihrerseits diese Kredite abzusi-
chern. Doch seit dem Start des
Programms vor knapp drei Mona-

ten wurden erst 15,3 Milliarden
effektiv verbürgt. Zwar ist dieser
Wert in den ersten Tagen im März
und April explosionsartig gestie-
gen. Doch schon seit mehreren
Wochen wächst das Volumen nur
noch langsam. Und das Staats-
sekretariat für Wirtschaft rechnet

auch für die kommende Zeit nur
noch mit einem «moderaten An-
stieg der Kreditvereinbarungen»,
allenfalls nochmals mit einem
Peak, bevor das Programm Ende
Juli ausläuft. Dass die vollen 40
Milliarden ausgeschöpft werden,
scheint aber aus heutiger Sicht
ausgeschlossen.

Ähnlich sieht es beim Erwerbs-
ersatz aus. 5,3 Milliarden Franken
hat die Politik genehmigt, damit
Eltern, Personen in Quarantäne
sowie betroffene Selbständige im
Notfall einen Lohnersatz haben.
Bisher wurden aus dieser Kasse
aber nur rund 620 Millionen
Franken ausbezahlt. Wie das
Monitoring des Bundes zeigt, ist
einerseits die Zahl der Anträge
viel geringer geblieben als pro-
gnostiziert. So ging der Bund
etwa zu Beginn davon aus, dass
über 60000 Eltern Hilfe beantra-
gen würden, weil sie aufgrund
der Kinderbetreuung nicht arbei-
ten können. Effektiv kamen dann
nur gut 8000 solche Gesuche. Zu-

dem blieb der mittlere Unterstüt-
zungsbeitrag für den Lohnersatz
deutlich unter den veranschlag-
ten 150 Franken pro Tag. Auch
das Bundesamt für Sozialver-
sicherungen geht darum heute
davon aus, «dass der Kreditrah-
men nicht ausgeschöpft wird,
zumindest solange nicht neue
Lockdowns nötig werden».

Deutlich unter dem Budget
operiert auch die Armeeapo-
theke. Sie hat den Auftrag, von
Schutzmasken bis zu Beatmungs-
geräten Sanitätsmaterial aller Art
zu besorgen, und erhielt dafür
einen Kredit von rund 2,5 Milliar-
den Franken. Mittlerweile sind
die Lager wieder gut gefüllt, und
der Grossteil des Geldes noch da.
Laut dem Verteidigungsdepar-
tement wurden erst 20 Prozent
des Budgets ausgeschöpft, also
rund 500 Millionen Franken. Ein
Grund dafür ist, dass die Preise
vieler Güter stark gesunken sind,
bei den Hygienemasken bei-
spielsweise von anfangs 90 Rap-

Corona-GelderbleibenzuMilliarden liegen

Tiefer Griff in die Kassen: Die
Bundesräte Ueli Maurer und
Guy Parmelin. (Bern, 20. 3. 2020)
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Der Bundesrat hat am Freitag die
Corona-Massnahmen weiter ge-
lockert. Und das massiv: Nur Gross-
veranstaltungen sind noch nicht er-

laubt. Alle anderen Verbote sind gefallen.
Diese radikale Öffnung beunruhigt Wissen-

schafter und Kantonsärzte. Sie warnen vor
den Konsequenzen: «Für die jüngsten Locke-
rungen sind wir noch nicht bereit», sagt Mat-
thias Egger, Chef der Science-Task-Force des
Bundes. «Es fehlt nach wie vor an einem funk-
tionierenden Überwachungssystem für die
ganze Schweiz. Zudem ist unklar, wie gut das
Contact-Tracing etabliert ist.» Aus wissen-
schaftlicher Sicht berge die Lockerung somit
ein hohes Risiko, dass die Situation entgleise,
wenn die Ansteckungen wieder zunähmen.

Laut Egger ist es für die Wissenschaft un-
verständlich, dass der Bund das Zeitfenster
mit tiefen Ansteckungszahlen seit Ende Mai
nicht genutzt hat, um ein nationales Über-
wachungssystem aufzubauen, das in Echtzeit
funktioniert. Oft, so heisst es von mehreren
Seiten, vergingen immer noch Tage, bis das
Bundesamt für Gesundheit erfahre, wo sich
wer angesteckt habe. Man habe noch keine
«flächendeckende Übersicht», bestätigt das
Bundesamt. Es arbeite aber mit den Kantonen
daran. Diese fehlende Übersicht sei aus epi-
demiologischer Sicht besorgniserregend, sagt
Egger. «In dieser Situation kommen die nun
beschlossenen Lockerungen zu früh.» Denn
die Folgen der Öffnungsschritte von Anfang
und Mitte Juni seien noch unklar.

Tracing-Bilanz durchzogen
Die «Verschnaufpause» sei jetzt zu Ende, sa-
gen Wissenschafter. Denn mit den jüngsten
Lockerungsmassnahmen dürften die Anste-
ckungszahlen nun wieder stärker steigen. Das
stellt die Kantone vor eine grosse Herausfor-
derung. Sie sind für das Contact-Tracing bei
Neuansteckungen zuständig, und ihre bis-
herige Bilanz dazu ist durchzogen: Wie eine
Umfrage in verschiedenen Kantonen zeigt,
sind die Ansteckungsketten meistens nur bei
einer Minderheit der neuen Fälle bekannt.
Seit Anfang Juni verzeichnet etwa der Kanton
Zürich 67 Neuansteckungen. Nur bei einem
Drittel der Fälle konnte der Ansteckungsweg
nachvollzogen werden. In Bern waren es in
dem Zeitraum 27 Fälle, bei der Hälfte ist be-
kannt, wo sich die Personen mit dem Corona-
virus infiziert haben. Die beiden Basel ver-
zeichnen seit Monatsbeginn je sechs Neu-
ansteckungen, in Basel-Stadt sind zwei Fälle
geklärt, im Baselbiet einer. Der Kanton Genf
nennt keine Zahlen zu den Neuansteckungen.
Für die «wenigen Fälle» gebe es keine nach-
verfolgte Ansteckungskette. Und der Kanton
Waadt kann nicht beantworten, wie es bei sei-
nen 45 neuen Fällen aussieht.

Die Bilanz zeigt, wie aufwendig und
schwierig das Contact-Tracing ist. Es brauche
viel detektivische Arbeit, sagt Rudolf Hauri,
oberster Kantonsarzt im Land. In seinem

Heimkanton Zug hätten acht der zwölf Neu-
ansteckungen seit Juni mit viel Mühe zurück-
verfolgt werden können. «Es ist wichtig, dass
wir diese Mühe investieren», sagt Hauri. Denn
einerseits sei es für die Lagebeurteilung wich-
tig, zu wissen, ob sich Personen vereinzelt
oder in Clustern ansteckten. Andererseits stei-
ge mit jedem Lockerungsschritt die Zahl der
Personen, die nach einem positiven Test kon-
taktiert werden müssen. Während des Lock-
down sind es im Schnitt zwei bis vier Perso-
nen gewesen. Heute sind es bereits zehn – und
es dürften noch weit mehr werden. Deshalb
sagt Hauri: «Wenn es uns jetzt nicht gelingt,
die Neuansteckungen weitgehend nachzu-
vollziehen, dann werden wir ein Problem
haben, wenn die Fallzahlen stärker steigen.»

Fällt nun das Veranstaltungsverbot bis
1000 Personen, braucht es bei Fussballspielen
oder Konzerten nur einen «Superspreader» für
ein Lauffeuer mit dem Coronavirus; Gleiches
gilt für Demos mit noch mehr Teilnehmern.
«Dann hat man möglicherweise wieder über
100 Neuansteckungen», sagt Egger. «Fehlt
dann ein funktionierendes Tracing und Moni-
toring, sind es rasch wieder sehr viele Anste-
ckungen, die schwer zurückverfolgt werden
können.» Der Bund müsse auch in der beson-

deren Lage seine Führungsrolle bei der Koor-
dination einer nationalen Überwachung der
Epidemie wahrnehmen. Doch nun liegen die
Kompetenzen weitgehend bei den Kantonen.
Das erschwere das Vorhaben, sagt Egger.

Neues Gesetz fürMaskenpflicht
Anders klingt es bei den Kantonen. Sie seien
bereit, ihre Verantwortung in der besonderen
Lage wahrzunehmen, sagt Lukas Engelberger,
der Präsident der Konferenz der kantonalen
Gesundheitsdirektoren (GDK). Auf die Kritik
der Forscher entgegnet er: «Die Wissenschaft
wünscht sich meist mehr Evidenz, bevor ent-
schieden wird. Die Politik hingegen muss oft
schneller reagieren und auch andere Faktoren
einbeziehen, hier zum Beispiel die wirtschaft-
lichen Kosten der Massnahmen.» Und die bis-
herige Entwicklung zeige ja, dass das einge-
schlagene Tempo stimme.

Zwar sieht auch Engelberger noch gewisse
Schwierigkeiten beim Contact-Tracing: «Bei
der Rückverfolgung kann es manchmal
schwierig sein, die Ansteckungskette zu eta-
blieren, wenn man lange keine Fälle hatte und
plötzlich wieder neue auftauchen.» Insgesamt
aber, so der Basler, hätten die Kantone die
Lage im Griff. Dementsprechend begrüssen

die Gesundheitsdirektoren, dass sie in der
Corona-Krise nun wieder den Lead haben und
eigene Akzente setzen können. Am lautesten
denkt derzeit der Genfer Mauro Poggia dar-
über nach. Er will sich nächste Woche vom
Kantonsparlament die Kompetenz geben las-
sen, bei Bedarf eine Maskenpflicht in Zügen,
Bussen oder Läden einzuführen. Das könne
sich aus epidemiologischer Sicht aufdrängen,
sagt Poggia. Die Debatte darüber sei aber auch
psychologisch wichtig. «So geht das Virus
nicht vergessen, und die Leute denken eher
an die Schutzmassnahmen.»

Falls es so weit kommt, will Poggia auch das
Gespräch mit seiner Waadtländer Kollegin
Rebecca Ruiz suchen. Diese bezeichnet ein
Maskenobligatorium als Option für den Fall,
dass die Infektionszahlen wieder stark stie-
gen. Im Moment sei dies aber nicht nötig. Da-
mit stellt sich die Frage, wie sinnvoll das Vor-
preschen einzelner Kantone in diesem Be-
reich wäre. Kantonsvertreter Engelberger sagt
dazu, dass ein Kanton zwar rechtlich allein
eine Maskenpflicht einführen könne. «Ich fra-
ge mich aber, ob es ratsam ist, wenn man das
allein tut. Es brauchte wohl zumindest eine
regionale Lösung, wenn die Massnahme wirk-
sam und verständlich sein soll.»

WissenschaftstelltsichgegenBundesrat
Die radikale Öffnung des Bundes geht Wissenschaftern zu schnell. Das Risiko sei zu hoch, da das
Contact-Tracing noch nicht gut genug funktioniere.VonLaurinaWalterspergerundDaniel Friedli
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Maskenpflicht an Kundgebung: Anhänger der Umweltschutzbewegung Extinction Rebellion demonstrieren auf der Zürcher Quaibrücke. (Zürich, 20. Juni 2020)

pen auf derzeit noch 15 bis 35
Rappen pro Stück.

In mehreren Bereichen ist also
bereits absehbar, dass grosse Kre-
ditreste übrig bleiben werden.
Anderswo ist dies noch offen,
etwa bei der Unterstützung für
die Arbeitslosenkasse, im Luft-
verkehr oder beim Sport. Umge-
kehrt sind noch lange nicht alle
offenen Rechnungen gedeckt. So
sieht sich der Bund etwa mit der
Forderung konfrontiert, den Spi-
tälern die Ausfälle auszugleichen,
die diese wegen des Verbots von
planbaren Eingriffen erlitten ha-
ben. Und im öffentlichen Verkehr
ist absehbar, dass er mithelfen
muss, die Einbussen der SBB und
anderer Verkehrsbetriebe zu de-
cken. Weitere Ausgaben stehen
an im Mietwesen sowie bei den
Tests auf das neue Coronavirus.
Hier möchte zumindest Gesund-
heitsminister Alain Berset, dass
fortan der Bund alle Tests be-
zahlt. Kreditreste sind da mehr
als willkommen.

«Fürdie
jüngsten
Lockerungen
sindwir noch
nicht bereit.»
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